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Thema Shrinking Space

Als der Begriff der einge-
schränkten Handlungs-
räume (shrinking spaces) für 

Aktivist(inn)en aus der Zivilgesell-
schaft ab Ende der 1990er Jahre pro-
minent wurde, standen damalige 
Länderbeispiele wie Brasilien, Ko-
lumbien, Guatemala, Honduras, In-
dien, Malawi oder Simbabwe symbo-
lisch für Proteste gegen Großprojekte 
im Bergbau, die Ausbeutung ande-
rer, als strategisch erachteter Ressour-
cen, Energiegewinnung, Staudämme, 
Landraub, Kahlschlag oder Umwelt-
zerstörung.1 

Warum Zivilgesellschaft? 

Begünstigt durch den gesellschaftli-
chen Aufbruch nach dem Ende der 
Blockkonfrontation kamen neue Ak-
teure des Protests und sozialer Ver-
änderung zur Geltung. Verteilungs-
kämpfe um ein besseres Leben setzten 
nicht allein am Einkommen an, son-
dern thematisierten ebenso andere 
Lebensbereiche wie Umwelt, kulturell 
gewachsene Milieus oder die Mög-
lichkeiten direkter politischer Gestal-
tung. Zivilgesellschaftliche Akteure 
begannen mehr und mehr, den politi-

schen Machterhalt und die Sicherung 
wirtschaftlicher Interessen der Eliten 
in Frage zu stellen.2 Es ist ja keine aus 
der Zeit gefallene Willkür, dass der 
kapitalismuskritischen Gruppierung 
attac vom Frankfurter Finanzamt die 
Gemeinnützigkeit entzogen wurde; 
zumindest vorläufig. Verläuft die Be-
schneidung von Partizipationsrechten 
in Deutschland noch in zivilen, recht-
staatlichen Bahnen, mutieren in ande-
ren Teilen der Welt solche Konflikte 
zu feindlichen Gegenoffensiven ge-
gen zivilgesellschaftliches Engage-
ment an sich.

Warum hat sich das politische Kli-
ma in vielen Ländern so stark zuun-
gunsten von NRO und sozialen Be-
wegungen verschlechtert? Der Streit 
um Verteilungsgerechtigkeit, die For-
derung nach mehr demokratischer 
Teilhabe im Innern im Verbund mit 
Demokratieförderung von außen, die 
rasche Verbreitung neuer Medien und 
damit der unmittelbare Transfer von 
Protest in alle Teile der Welt, teilweise 
erfolgreiche Regierungsumstürze in 
Osteuropa, Zentralasien, im Nahen 
und Mittleren Osten durch staatsbür-
gerlichen Ungehorsam sowie ande-

rerseits militärische Interventionen 
unter der Flagge von Freiheit und De-
mokratie bilden eine Gemengelage, in 
der die Frage, wie die Gesellschaft so-
zial und politisch ausgerichtet werden 
sollte, zusehends zur systemischen 
Konkurrenz gerät. Es ist erkennbar 
nicht so viel an materiellen Möglich-
keiten vorhanden, als dass das pro-
klamierte Gemeinwohl im Sinne ei-
nes lebenswerten Minimums für alle 
und ohne Abstriche am Wohl der Ha-
benden bereitgestellt werden könnte. 
Regierungen und mit ihr verbandel-
te Eliten nehmen die Sicherung ihrer 
Herrschaft als vordringlichstes Ziel 
wahr.

Staatlicher Souverän gegen  
souveräne Staatsbürger

Zu anderen Zeiten wurde die Span-
nung zwischen Staat und Zivilge-
sellschaft und deren Ansinnen, die 
Meinungsbildung und Entschei-
dungsfindung im Staat wirksam zu 
beeinflussen, als produktiv einge-
schätzt. Eine 2015 erschienene Stu-
die von CIVICUS, ein weltweiter 
Zusammenschluss zivilgesellschaft-
licher Organisationen, stellte dem-

Partizipation stört
Zivilgesellschaft als Risiko für den Staat
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Ein Gespenst geht um, nicht nur in Europa. Autoritäre wie demokratisch verfasste Staa­
ten auf allen Kontinenten gehen massiv gegen zivilgesellschaftliche Akteure vor. In­
zwischen gibt es keinen politisch-öffentlichen Bereich, der nicht von der Knebelung 
zivilgesellschaftlichen Handelns betroffen wäre. Frauenrechte, Gender-Gleichheit, Men­
schenrechte, Anti-Korruptionsinitiativen, künstlerischer Dissens und kritische Bericht­
erstattung werden zur Zielscheibe staatlicher Gewalt und des sozialen Mobs. Es sollte 
allerdings nicht nur schwarz-weiß gemalt werden. In einigen Ländern ist zivilgesell­
schaftliches Engagement willkommen, in anderen geduldet oder die Reaktion des Staa­
tes hängt davon ab, in welchen Bereichen zivilgesellschaftliche Akteure aktiv sind. In 
vielen Staaten jedoch bekämpfen Regierungen die kritische Zivilgesellschaft geradezu 
als Risiko für den Staat – auch in Südasien.
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gegenüber fest, dass im Jahr 2014 in 
mindestens 96 Staaten zivilgesell-
schaftliche Organisationen in ihren 
Rechten beschnitten wurden.3 Dar-
unter befanden sich auch Staaten wie 
Kanada und Australien, die die Pro-
teste dortiger indigener Völker gegen 
Erdölpipelines, Uran- und Kohlemi-
nen als gegen das gesamtgesellschaft-
liche Gemeinwohl gerichtet denun-
zieren.

In Ländern des globalen Südens tre-
ten Konflikte um das staatliche Ge-
meinwohl immer schon polarisier-
ter auf. Dortige Länder haben sehr 
oft deutlich geringere Möglichkeiten 
der internen Wertschöpfung für das 
allgemeine Wohl. Selbst bei reichen 
Rohstoffvorkommen sind die Län-
der eng und eher ungeschützt mit ex-
ternen Akteuren aus Politik, Finan-
zen und Wirtschaft verwoben und 
werden von dort mitbestimmt. Kurz-
um, der Zusammenschluss aus Welt-
marktakteuren und Teilen der hei-
mischen Elite befördert allenfalls 
Partikularinteressen auf Kosten der 
vielen anderen. Deren Interessen 
werden ausgegrenzt, der Streit um die 
Verteilung wird notfalls unterdrückt, 
mutiert zum unmittelbaren Macht-
kampf, und Gewalt wird auch seitens 
der Regierung zum nötigen Mittel des 
Machterhalts. 

Repressalien in  
unterschiedlichen Formaten

Die Unzufriedenheit in der ausge-
grenzten Bevölkerung lässt Unmut 
und Protest entstehen, befördert ein 
Empfinden der Fremdheit gegenüber 
dem Staat. Die Benachteiligten for-
dern eine andere Regierung oder re-
bellieren gleich gegen das bisherige 
System der strukturellen Unterent-
wicklung. Je nach Geschichte des Lan-
des und Ausprägung der herrschen-
den Eliten tritt die Unterdrückung 
von zivilgesellschaftlicher Teilhabe 
unterschiedlich radikal zutage. Das 
Spektrum reicht von bürokratischen 
Hindernissen über Einschüchterung, 
Denunzierung der Prostierenden als 

Agenten des Auslands, Sympathisan-
ten des Terrorismus‘ oder Verweige-
rer von Fortschritt und Entwicklung, 
über die Kriminalisierung des Pro-
tests bis hin zum Mord und außerge-
richtlichen Hinrichtungen. 

Verbreitet sind NRO-Gesetze, die 
die Beziehungen zwischen einheimi-
schen Organisationen und Staat so-
wie zwischen in- und ausländischen 
NRO regeln. Ein NRO-Gesetz in 
Kambodscha untersagt den dorti-
gen NRO seit Sommer 2015 Akti-
vitäten, die den Frieden, die Stabi-
lität und öffentliche Ordnung oder 
die Kultur und Traditionen des Lan-
des gefährden. Es ist schwierig, eine 
NRO-Aktivität zu finden, die sich 
nicht darunter führen ließe. In Äthio
pien, Algerien, Jordanien, Nepal oder 
Turkmenistan müssen NRO bei Un-
terstützung aus dem Ausland geplan-
te Aktivitäten offen legen und geneh-
migen lassen. Berichtspflichten in 
Indonesien, Indien oder Bangladesch 
zeugen wenig vom legitimen Interes-
se an Transparenz, sondern von ab-
soluter Kontrolle und Schikane. Be-
rüchtigt wurde das NRO-Gesetz der 
russischen Föderation. Wer Geldzu-
wendungen aus dem Ausland erhält, 
muss sich als ausländischer Agent re-
gistrieren lassen. Kommt eine Orga-
nisation der Auflage nicht nach, wird 
sie geschlossen. 

Häufig wird der Rückgriff auf natio-
nalistische Parolen zum Vehikel der 
Herrschaftssicherung. Im Pochen 
auf die nationalstaatliche Souveräni-
tät kann die Regierung die Unterstüt-
zung der einheimischen, kritischen 
Zivilgesellschaft durch internationa-
le Partnerorganisationen nur als un-
zulässige Einmischung in innere An-
gelegenheiten verstehen. Dies muss 
verhindert werden: gerne mit Hetz-
kampagnen in den Medien, geheim-
dienstlichen Methoden, eingefrore-
nen Konten, entzogenen Lizenzen, 
blockierten Internetseiten, aus dem 
Land verwiesene Partner. Um nicht 
missverstanden zu werden: Kon-
trolle über das Wirken externer Ak-

teure stellt grundsätzlich ein legiti-
mes Anliegen der Regierung dar. So 
sind Geldtransfers für Demokratisie-
rungsprozesse aus dem Ausland nicht 
immer frei von versteckten Absich-
ten. Die Erfahrungen und ebenso die 
Ausführungen in diesem Heft besa-
gen allerdings, dass der Kontrollwahn 
sich sehr spezifisch auf regierungskri-
tisches, zivilgesellschaftliches Enga-
gement konzentriert.

Einspruchsmöglichkeiten und 
Rückenstärkung

Die Knebelung zivilgesellschaftlicher 
Aktivitäten nicht zuletzt in Indien hat 
die Vereinten Nationen auf den Plan 
gerufen. Im Mai und Juni 2015 be-
klagte UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon mehrfach die alarmierende 
Zahl von Gesetzen, die Handelsmög-
lichkeiten für NRO begrenzen oder 
deren Finanzierung erschweren. Er 
warnte ebenso vor gewalttätigen At-
tacken und der Kriminalisierung legi-
timer NRO-Aktivitäten. 

Der UN-Menschenrechtsrat befasst 
sich seit dem Jahr 2012 dezidiert mit 
dem Thema der Einschränkung des 
öffentlichen Raums für Aktivitäten 
der Zivilgesellschaft. Im September 
2013 legten die Regierungsdelega-
tionen der Länder Irland, Tunesien 
und Japan eine Resolution vor, die 
dazu aufrief, durch gesetzgeberische 
und politische Maßnahmen einen si-
cheren und verlässlichen Raum für 
Aktivitäten der Zivilgesellschaft zu 
schaffen und zu erhalten.4 Die Regie-
rungsdelegation Indiens bezweifelte 
hingegen, dass ein in ihren Augen 
schwammiger Begriff wie Zivilge-
sellschaft überhaupt Gegenstand ei-
ner Resolution sein könne. Die Re-
gierung sei insofern gar nicht in der 
Lage, die Erwartungen dieser Reso-
lution an Regierungshandeln umzu-
setzen.

Bei der gleichen Ratstagung wur-
de über die Resolution 24/24 zum 
Thema Zusammenarbeit zivilge-
sellschaftlicher Akteure mit den 
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Organen der Vereinten Nationen 
abgestimmt.5 Die Regierungsdelega-
tionen aus Pakistan und Indien op-
ponierten vehement gegen den Auf-
trag an den UN-Generalsekretär, in 
seinem Sekretariat eine Brennpunkt-
stelle (Focal Point) einzurichten. Die-
se sollte Einschüchterungen von 
Menschenrechtsaktivist(inn)en aus-
werten und veröffentlichen, wenn 
sie wegen regierungskritischer Aus-
sagen gegenüber Einrichtungen der 
Vereinten Nationen unter Druck ge-
raten waren. Die Resolution wurde 
mit 31 Stimmen (von 47) vom Rat an-
genommen. Die Ende 2013 tagende 
UN-Generalversammlung legte diese 
Resolution allerdings auf Druck der 
Blockfreienbewegung (Non-Aligned 
Movement; NAM), darunter Indien 
und Pakistan, auf Eis und behandelt 
sie bis heute nicht weiter. 

Wie realitätsgerecht ein solcher Focal 
Point sein kann, zeigte wenige Monate 
später der Fall der Menschenrechts-
kommission (NHRC) der Malediven. 
Sie hatte 2014 im Rahmen des Län-
derprüfverfahrens UPR (Universal Pe-
riodic Review) zur Menschenrechtslage 
auf den Malediven kritisch Stellung 
bezogen. Prompt wurde sie wegen 
Hochverrats angeklagt. Es musste 
zwar niemand ins Gefängnis, aber 
der Oberste Gerichtshof der Male-
diven urteilte im Juni 2015, dass die 
NHRC grundsätzlich eine Genehmi-
gung der Regierung benötigt, wenn 
sie öffentliche Stellungnahmen ge-
genüber dem Ausland zur Lage im 
Land abgibt.

Im März 2015 legten die Schweiz, 
Costa Rica und die Türkei eine Re-
solution zur Legitimität von fried-
lichem Protest vor.6 Bereits in den 
Konsultationsrunden zur Resoluti-
on stieß das Vorhaben auf deutliche 
Vorbehalte seitens der indischen Re-
gierung. Diese hob hervor, dass sie 
selbstverständlich friedliche Pro-
teste unterstütze. Die Verantwort-
lichen für den Protest hätten jedoch 
nationale Gesetze, die öffentliche 
Ordnung und insbesondere die na-

tionale Sicherheit zu beachten. Die 
schriftlichen Änderungsanträge 
wurden abgelehnt. Die Original-
version fand anschließend mit 31 
Ja-Stimmen die Mehrheit. Die Re-
solution beauftragte das UN-Hoch-
kommissariat, Leitlinien zum fried-
lichen Protest auszuarbeiten. Diese 
liegen inzwischen vor und können 
über das Internet abgerufen werden.7 
Die in Genf ansässige NRO Interna-
tionaler Dienst für Menschenrechte 
(ISHR) legte 2013 ein Handbuch mit 
Hinweisen und Empfehlungen vor, 
wie NRO auf Einschüchterungen 
und Repressalien reagieren, und an 
wen sie sich zwecks Unterstützung 
wenden können.8

Das Ringen um den angemessenen, 
völkerrechtlichen Diskurs zur Siche-
rung des öffentlichen Raums für zi-
vilgesellschaftliche Aktivitäten setzt 
sich bis heute fort. Die schriftlichen 
Änderungsanträge wurden zahl-
reicher. Allein das Abstimmungs-
verfahren im September 2015 über 
eine Resolution dauerte rund zwei 
Stunden. Angesichts der beschrie-
benen Mehrheitsverhältnisse war 
für Änderungsanträge zwar keine 
Mehrheit zu erwarten, aber zermür-
ben und schikanieren konnten sie 
schon. Es gab umgekehrt Gegenre-
aktionen über das mehrheitliche Ab-
stimmen hinaus. Die Regierungsde-
legation von Ghana verlas im Rat im 
September 2015 ein Statement, das 
von 55 Ländern aus verschiedenen 
Regionen mitgetragen wurde. Darin 
werden repressive Maßnahmen zur 
Verhinderung der Kooperation zivil-
gesellschaftlicher Gruppen mit Men-
schenrechtsmechanismen der UNO 
verurteilt und Staaten zu einem 
normgerechten Regierungshandeln 
aufgefordert. 

Eine Gegenreaktion erfolgte eben-
so durch unabhängige Expert(inn)en 
beim Menschenrechtsrat. Der UN-
Sonderberichterstatter zum Thema 
Versammlungs- und Vereinigungs-
freiheit, Maina Kiai, legte im Juni 
2015 dem Rat einen Bericht vor, in 

dem er von Verletzungen der Ver-
sammlungs- und Assoziationsfreiheit 
im Zusammenhang von Protesten 
gegen den Abbau von Rohstoffen in 
mehreren Ländern schrieb: 

„Die wachsende Nachfrage nach Roh-
stoffen, insbesondere in besiedelten 
Gebieten, führt zur Erschließung neu-
er Abbau- und Fördergebiete und hat 
entsprechende Interessenskonflikte 
zur Folge. (…) Es nicht verwunder-
lich, dass in diesem Zusammenhang 
massive soziale Konflikte entstehen.“9

Im gleichen Report berichtet er auch 
über Menschenrechtsverletzungen in 
Kanada und Australien. Derselbe Au-
tor verfasste mehrere andere Berichte 
zum Thema, zum Teil zusammen mit 
anderen Sonderberichterstattern,10 
die über die Website des UN-Hoch-
kommissars abrufbar sind (Endno-
te 7). Ebenso engagiert reagierten die 
beiden Mandatsträger zum Bereich, 
Menschenrechtsverteidiger(inn)en 
Margaret Sekaggya (Amtszeit 2008-
2014) und Michel Forst (seit 2014), 
die an Leitlinien zum Schutz men-
schenrechtlichen Engagements und 
ihrer Weiterentwicklung arbeiteten.11 

Michel Forst trug außerdem Bei-
spiele guter Praxis zum Schutz von 
Menschenrechtsverteidiger(inn)en zu
sammen und verdichtete sie zu Prin-
zipien und Handlungsempfehlungen.12

Eine eher unerwartete Gegenpo-
sition zur Knebelung der Zivilge-
sellschaft war am 8. Januar 2016 im 
Handelsblatt aus Investorensicht zu le-
sen. Zur Beurteilung und zum Ran-
king der Geschäftstätigkeiten von 
Firmen, zur Nachhaltigkeit des Ge-
schäfts sowie zum Handeln des in-
dischen Staates seien Investoren auf 
Informationen auch nichtstaatlicher 
Organisationen angewiesen. Wenn 
die Aufklärung über Missstände bei 
Unternehmen oder kritische Anmer-
kungen zum Regierungshandeln je-
doch nicht möglich seien, weil mit 
Nachteilen für die beobachtende Per-
son verbunden, kämen Investoren in 
ein Dilemma. Davon seien zahlreiche 
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Geldgeber auch aus Deutschland be-
troffen. Nachhaltig vorgehende Inve-
storen Arm in Arm mit Menschen-
rechtlern: ein smarter Fingerzeig in 
die Zukunft. Die massive Einschrän-
kung zivilgesellschaftlicher Hand-
lungsspielräume gehört jedoch vor 
allem auf die politische, einschließlich 
der entwicklungspolitischen Agenda 
und sollte von nationalen Parlamen-
ten aufgegriffen werden.
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Seit langer Zeit müssen die Men-
schen in den Nordoststaaten In-
diens unter der Herrschaft der 

indischen Armee und bewaffneter 
Gruppen zubringen. Vor rund zehn 
Jahren suchte ich einen Pastor auf, 

um seine Meinung zu den Menschen-
rechtsverletzungen durch indische 
Streitkräfte und bewaffnete Gruppen 
zu hören. Er lächelte höflich, schaute 
mich einen Augenblick an und mein-
te: „Wenn Revolver sprechen, was 

könnten wir noch sagen?“ Recht hat 
er. Wer all das ausführt, was Armee 
(tagsüber) oder bewaffnete Gruppen 
(nachts) wollen, ist in der Regel auf  der 
sicheren Seite. Verlässlich ist das Be-
folgen gleichwohl nicht. Böswilligen 

Würgegriffe und die Kunst der sanften  
Beharrung
Erfahrungen der Zivilgesellschaft im Nordosten

Nobokishore Urikhimbam

Der Nordosten Indiens1 ist in vielerlei Hinsicht deutlich vom Rest Indiens unterschieden. Aus 
der Perspektive des Themenschwerpunktes Shrinking Space ist wichtig, dass die Zentralre­
gierung per Erlass auch gegen den Willen einer Landesregierung ein Gebiet zum Krisengebiet 
erklären kann. In Kraft tritt dann das Sonderermächtigungsgesetz für das indische Militär und 
verbündeter, paramilitärischer Organisationen (Armed Forces (Special Powers) Act). Seit 1958 
sollte es dazu dienen, einen auf kurze Zeiträume befristeten, gesetzlichen Rahmen im Sinne ei­
ner Notstandsgesetzgebung zu schaffen, um bewaffnete Aufstände zu bekämpfen. Es scheint 
bittere Ironie, dass heute in 21 von 28 indischen Bundesstaaten bewaffnete Konflikte gezählt 
werden. Wie immer, wenn bewaffnet um Macht gerungen wird, liegen die größten Verluste auf 
Seiten der Zivilgesellschaft. Umso bemerkenswerter, dass couragierte Individuen und Organi­
sationen die Hybris von Staat und Guerilla an manchen Stellen sogar einhegen können.


